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Recht, Gesetz.

Mobbing am Arbeitsplatz: Fürsorgepflicht des Arbeitgebers

Bei Mobbingvorwürfen innerhalb eines 

Betriebes schwingt immer auch die Fra-

ge mit, ob und was ein Arbeitgeber un-

ternehmen muss. Im Folgenden wird im 

Überblick aufgezeigt, was unter Mob-

bing verstanden wird, welche Fürsorge-

pflichten einen Arbeitgeber treffen und 

welche Konsequenzen einem Arbeitge-

ber bei Nichtnachkommen seiner Für-

sorgepflichten treffen können.

Der Begriff «Mobbing» wurde durch die 

Veröffentlichungen des deutsch-schwe-

dischen Arbeitspsychologen Heinz Ley-

mann, insbesondere dessen 1993 veröf-

fentlichtes Buch «Mobbing: Psychoterror 

am Arbeitsplatz und wie man sich dage-

gen wehren kann», bekannt. Eine einheit-

liche, international durchgängig aner-

kannte Definition von Mobbing existiert 

nicht, allerdings ist gemäss Schweize-

rischer Bundesgerichtsrechtsprechung 

unter dem Begriff «Mobbing» ein syste-

matisches, feindliches, über einen län-

geren Zeitraum anhaltendes Verhalten 

gemeint, mit dem eine Person an ihrem 

Arbeitsplatz isoliert, ausgegrenzt oder 

gar von ihrem Arbeitsplatz entfernt wer-

den soll.1 Im Hinblick auf die von Heinz 

Leymann unterschiedenen 45 Mobbing-

handlungen können beispielsweise fol-

gende Handlungen als Mobbinghandlun-

gen angesehen werden: die Beurteilung 

des Arbeitseinsatzes in unzutreffender 

oder kränkender Weise, Angriffe auf das 

Privatleben, die Verbreitung von Gerüch-

ten oder die Zuteilung sinnloser Arbeits-

aufgaben, Drohungen, Einschüchterun-

gen, Beleidigungen und jede Art von 

Schikane.

Zentrale Pflicht des Arbeitgebers in Zu-

sammenhang mit Mobbing ist die so-

genannte Fürsorgepflicht nach § 1173a  

Art. 27 ABGB, wonach der Arbeitgeber 

im Arbeitsverhältnis die Persönlichkeit 

des Arbeitnehmers zu achten und zu 

schützen, auf dessen Gesundheit ge-

bührend Rücksicht zu nehmen und für 

die Wahrung der Sittlichkeit zu sorgen 

hat. Im Zuge dieser Fürsorgepflicht trifft 

den Arbeitgeber einerseits eine Unter-

lassungspflicht dahingehend, dass er 

Eingriffe in die Persönlichkeit der Arbeit-

nehmer zu unterlassen hat; andererseits 

resultiert daraus auch eine Handlungs-

pflicht dergestalt, dass einzuschreiten 

ist, wenn eine körperliche, geistige oder 

psychische Beeinträchtigung eines Ar-

beitnehmers durch das Verhalten eines 

anderen Arbeitnehmers droht oder es 

bereits zu einer Verletzung dieser ge-

kommen ist.2 Daneben ist der Arbeit-

geber aufgrund Art. 6 Arbeitsgesetz 

und Art. 2 der Verordnung über die Si-

cherheit und den Gesundheitsschutz der 

Arbeitnehmer am Arbeitsplatz aber auch 

verpflichtet, präventive Massnahmen zur 

Verhinderung von Mobbing am Arbeits-

platz zu setzen. Unterlässt der Arbeitge-

ber notwendige, angemessene und ihm 

zumutbare Schutzmassnahmen, verletzt 

er seine Fürsorgepflicht. Damit der Ar-

beitgeber seine Pflicht wahrnehmen 

kann, muss er jedoch vom Mobbing-Op-

fer informiert werden, soweit die Situa-

tion nicht offensichtlich ist. Andernfalls 

kann dem Arbeitgeber die Unterlassung 

von Schutzmassnahmen nicht vorge-

worfen werden.3

In engem Zusammenhang mit den Pflich-

ten des Arbeitgebers in Bezug auf Mob-

bing steht auch das in § 1173a Art. 7 

ABGB festgehaltene Weisungsrecht des 

Arbeitgebers, wodurch dem Arbeitge-

ber die Möglichkeit gegeben ist, seinen 

Pflichten durch generelle oder auch indi-

viduell-konkrete Weisungen nachzukom-

men. Solche Weisungen haben die Ar-

beitnehmer grundsätzlich aufgrund der 

ihnen obliegenden Treuepflicht (§ 1173a 

Art. 4 ABGB) zu befolgen.

Kommt ein Arbeitgeber seiner Fürsor-

gepflicht nicht nach und unterlässt er 

Schutzmassnahmen gegenüber einem 

betroffenen Arbeitnehmer, kann dies 

u.a. zur Folge haben, dass der Arbeit-

nehmer in Anbetracht des Einzelfalls 

das Recht hat, die Arbeit zu verweigern 

und gerät der Arbeitgeber durch die 

Unterlassung von Schutzmassnahmen 

in Annahmeverzug, wodurch ihn eine 

Lohnfortzahlungspflicht im Sinne von  

§ 1173a Art. 17 ABGB treffen kann. Da-

neben kann sich der Arbeitgeber aber 

auch mit Schadenersatz- und Genug-

tuungsansprüchen des betroffenen Ar-

beitnehmers konfrontiert sehen.
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